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Die Rolle von Interessensgruppen in der Staatsleitung und 

die Sonderstellung der Sozialpartner 

 

Ein Beitrag von Prof. Dr. Roland A. Müller und Dr. Christian Maduz1 

 

Interessengruppen, verstanden als Zusammenschluss von Personen zur 

Durchsetzung politischer oder gesellschaftlicher Ziele,2 sind die zentralen 

Akteure in der Staatsleitung. Trotz ihrer Bedeutung wird diese Gruppe in der 

Literatur gerade auch im Kontext der Schweizer Politik wenig beleuchtet.3 Zu 

den bedeutendsten Interessengruppen zählen zunächst die nationalen Par-

teien, sowie die Regionalvertreter im Rahmen der kantonalen Konferenzen 

(KdK, VDK etc.) und etwas ferner auch die Regionalvertreter im Rahmen der 

 
1 Prof. Dr. iur. ROLAND A. MÜLLER (1963) ist Direktor des Schweizerischen Arbeitgeberver-

bands, Rechtsanwalt und Titularprofessor an der Universität Zürich für Arbeits- und Sozial-

versicherungsrecht. Er weist eine 30-jährige Führungserfahrung in Verbänden des industriel-

len sowie Finanzdienstleistungssektors auf. Von 2007 bis zu seiner Wahl zum Direktor am 5. 

Juli 2013 leitete er als Mitglied der Geschäftsleitung des Schweizerischen Arbeitgeberver-

bands das Ressort Sozialpolitik und Sozialversicherungen. Zuvor leitete er während sieben 

Jahren das Ressort Personenversicherung (Bereiche Lebensversicherung, Krankenversi-

cherung, Unfallversicherung, Prävention, Medizinaltarifwesen und den medizinischen Dienst) 

beim Schweizerischen Versicherungsverband SVV. Von 1992 bis 2000 arbeitete Roland A. 

Müller beim ASM Arbeitgeberverband der Schweizer Maschinenindustrie (heute Swissmem), 

zuletzt als Leiter des Bereichs Arbeitgeberfragen.  

Dr. iur. CHRISTIAN MADUZ (1988) ist Rechtskonsulent beim Schweizerischen Arbeitgeberver-

band sowie Lehrbeauftragter an der FHNW und Kalaidos FH. Er ist langjähriger enger Mitar-

beiter des Direktors und unterstützt ihn in allen operativen Geschäftsfeldern der Arbeitge-

berpolitik (Arbeitsmarkt, Sozialpolitik und Bildung). Zuvor war er in einer Anwaltskanzlei mit 

arbeitsrechtlicher Ausrichtung tätig. 

Gemeinsame Werke: Arbeitsrecht in a nutshell, Zürich/St.Gallen 2025 (zusammen mit Prof. 

Wolfgang Portmann); Berner Kommentar zum Gesamtarbeitsvertrag und Normalarbeitsver-

trag, Art. 356–360f OR, Bern 2024 (zusammen mit Prof. Jean-Fritz Stöckli); Kommentar ArG, 

8. Aufl., Zürich 2017. 
2 Begriff gemäss Duden-Wörterbuch; beachte: Teile der Politikwissenschaft ordnen Parteien 

nicht als Interessengruppe ein, was für das Schweizer Politsystem jedoch unpassend ist. 
3 Dazu aber etwa WOLF LINDER, Das politische System Schweiz, in: Wolfgang Ismayr (Hrsg.), 

Die politischen Systeme Westeuropas, 4. Aufl., Wiesbaden 2009, S. 567−605, S. 590; FI-

SCHER MANUEL/SCIARINI PASCAL, Interessengruppen verlieren in der Schweizer Politik an 

Einfluss, in: Die Volkswirtschaft 5/2015, S. 18 ff.  
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gesamtschweizerischen Dachverbände der Gemeinden, Städte und Bergge-

biete, da diese Interessengruppen unmittelbar an der Staatsleitung mitwir-

ken. Neben diesen – an der Staatsleitung beteiligten – Gremien, zählen zu 

den wichtigsten Interessengruppen die Wirtschaftsdachverbände (Schweize-

rischer Arbeitgeberverband, economiesuisse und Schweizerischer Gewerbe-

verband) und Arbeitnehmerdachverbände (Schweizerischer Gewerkschafts-

bund und Travail Suisse), weil diese einen hohen Organisationsgrad aufwei-

sen und durch ihre Mitglieder grosse Teile der Bevölkerung direkt repräsen-

tieren. Daneben können aber auch Organisationen ohne entsprechende Mit-

gliederbasis aufgrund ihrer verfolgenden Interessen von grosser Bedeutung 

sein. Im Wirtschaftsbereich ist insbesondere an die Stiftung für Konsumen-

tenschutz zu denken, die für sich in Anspruch nimmt, die Anliegen der Kon-

sumenten – und damit faktisch der Gesamtbevölkerung in ihren Konsuman-

liegen – zu vertreten. Ausserhalb der Wirtschaft existieren weitere, national 

bedeutende Interessengruppen, wie namentlich Umwelt-, Tierschutz-, Men-

schenrechtsorganisationen, Kirchen oder Sportverbände, welche spezifische 

Themen behandeln und auf politischer Ebene ebenfalls grossen Einfluss ha-

ben. 

 

These 1: Der Einfluss von Interessengruppen auf die Staatsleitung ist 

grösser je umfassender sie Teile der Bevölkerung repräsentieren. 

In repräsentativ-demokratischen Staaten wie die Schweiz vertreten gewählte 

Abgeordnete die Interessen der Bevölkerung. Sie repräsentieren die Bürge-

rinnen und Bürger bei den Entscheidungen im Parlament und regeln folglich 

das gesellschaftliche Zusammenleben. Es werden wiederum jene Abgeord-

nete ins Parlament gewählt, welche die Interessen grösserer Bevölkerungs-

schichten am besten wahrnehmen. Daher ist mitunter das Ziel der Abgeord-

neten, die effektiven Interessen der Bevölkerung ausfindig zu machen und 

die Wählerschaft mit entsprechenden Positionen gezielt anzusprechen. 

Für Abgeordnete spielen Interessengruppen insbesondere dann eine grosse 

Rolle, je grösser der Bevölkerungsanteil ist, deren Interessen sie repräsentie-

ren möchten oder gar effektiv vertreten. Abgeordnete streben mit solchen 

Interessengruppen an, sich in den Positionen abzustimmen, um damit ihre 

Wahlchancen erheblich zu steigern. Die wichtigsten Interessengruppen sind 
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sodann auch grundsätzlich in irgendeiner Form im Parlament vertreten. In 

der Schweiz ist – ausserhalb der politischen Parteien – die direkte Vertretung 

von Interessengruppen insbesondere wegen ihres Milizsystems möglich, wo 

die Abgeordneten neben ihrer parlamentarischen Tätigkeit auch einer eigent-

lichen Berufstätigkeit nachgehen können. Solche Abgeordnete nehmen in-

nerhalb ihrer Interessengruppen in der Regel führende Rollen ein. Auf der 

anderen Seite unterstützen die Interessengruppen ihre Abgeordneten, die 

gemeinsamen Ziele zu erreichen. Interessengruppen und Staatsleitung sind 

in diesem Sinne eng miteinander verwoben. 

Interessengruppen mit mit grosser Repräsentanz haben noch eine weitere, 

ganz zentrale Einflussmöglichkeit. In der Schweiz hat das Volk aufgrund der 

halbdirekten Demokratie mittels Referendum- und Initiativmöglichkeiten das 

letzte Wort. Dem Volk kommt damit die höchste Autorität in der Staatsleitung 

zu. An dieser Stelle kommen die Interessengruppen ins Spiel. Diese reprä-

sentieren grössere Teile der Bevölkerung und können mit anderen Interes-

sengruppen, welche ähnliche Ziele verfolgen, koordiniert auftreten, um Refe-

renden oder Volksinitiativen zu ergreifen. Je stärker die Interessengruppen 

das Volk in ihren Anliegen repräsentieren, desto eher positioniert sich das 

Volk im Abstimmungsfall auf Seite der Interessengruppen statt auf Seiten der 

Regierung und/oder des Parlaments. Regierung und Parlament orientieren 

sich daher an Lösungen, welche die Interessen der Bevölkerung möglichst 

umfassend berücksichtigen, damit idealerweise kein Gebrauch vom Refe-

rendum bzw. von der Volksinitiative gemacht wird oder diese im Abstim-

mungsfall abgelehnt werden.  

 

These 2: Interessengruppen mit hoher Repräsentativität – wie nament-

lich Wirtschaftsdachverbände – nehmen eine wichtige Unterstützungs-

funktion in der Staatsführung ein. 

Die Staatsleitung hat hat – wie aufgezeigt – ein Interesse daran, die Ge-

samtbevölkerung in ihren unterschiedlichen Interessen zu berücksichtigen 

und in geeigneter Form einzubinden. Den Interessengruppen kommen, da 

sie jeweils bestimmte Teile der Bevölkerung repräsentieren, eine wichtige 

Beratungsfunktion zu. Ein zentrales Instrument zu deren Einbindung ist das 

sogenannte Vernehmlassungsverfahren. In diesem Verfahren können alle 
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Interessierten sich melden und eine Eingabe machen; die wichtigsten Inte-

ressengruppen werden in aller Regel explizit eingeladen (zum Ganzen: Art. 4 

VlG4). In diesem Rahmen werden Anpassungen der Rechtsordnung auf ihre 

sachliche Richtigkeit, Vollzugstauglichkeit und Akzeptanz hin geprüft (Art. 2 

VlG). Stösst etwa ein Gesetzesvorhaben auf grosse Widerstände, werden 

die Gesetze nach Möglichkeit angepasst, um die politische Akzeptanz im 

Parlament und in der Bevölkerung (Referendumsgefahr) zu sichern. Soweit 

Vernehmlassungen Verordnungen betreffen, handelt es sich meist um eine 

technische Umsetzung von politischen Vorgaben, weshalb die Richtigkeit 

und Vollzugstauglichkeit im Vordergrund steht und konstruktive Eingaben 

verstärkt Eingang in die Verordnungsentwürfe finden. 

Zusätzlich zum Vernehmlassungsverfahren nehmen namhafte Interessen-

gruppen auch Einsitz in Eidgenössische Kommissionen, wo sie ihre Experti-

sen einbringen können. Der Schweizerische Arbeitgeberverband wird in den 

Bereichen rund um die Arbeitsbeziehungen beigezogen. Eine bedeutende 

Kommission ist etwa die Eidgenössische Arbeitskommission (vgl. Art. 43 

ArG5), welche sich beispielsweise mit den Fragen der Gesetzgebung und 

des Vollzugs zum Gesundheitsschutz und zur Arbeitssicherheit befasst. Ein 

weiteres Beispiel ist die Eidgenössische Kommission für die Berufliche Vor-

sorge (BVG-Kommission), die dem Bundesrat unter anderem regelmässig 

einen Vorschlag zum jährlichen Mindestzinssatz in der beruflichen Vorsorge 

unterbreitet (Art. 15 Abs. 3 BVG6). Solche Eidgenössischen Kommissionen 

unterstützen die Staatsleitung insbesondere in ihrer Entscheidfindung, indem 

diese etwa die Vor- und Nachteile von Gesetzgebungen besprechen und 

Empfehlungen ausarbeiten. Auch unterstützen sie die Behörden, die Voll-

zugstauglichkeit in der Umsetzung politischer Entscheide zu gewährleisten. 

Wirtschaftsdachverbände (Schweizerischer Arbeitgeberverband, economie-

suisse, Schweizerischer Gewerbeverband) nehmen zudem eine weitere 

zentrale Rolle ein, indem sie eine wichtige Koordinationsfunktion wahr-

 
4 Bundesgesetz vom 18. März 2005 über das Vernehmlassungsverfahren (Vernehmlas-

sungsgesetz; SR 172.061). 
5 Bundesgesetz vom 13. März 1964 über die Arbeit in Industrie, Gewerbe und Handel (Ar-

beitsgesetz; SR 822.11). 
6 Bundesgesetz vom 25. Juni 1982 über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invali-

denvorsorge (SR 831.40) 
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nehmen: Sie vertreten als Spitzenverbände nahezu alle regionalen und bran-

chenspezifischen Wirtschaftsorganisationen – und damit eine Grosszahl von 

Unternehmen jeder Grösse – auf politischer Ebene. Die Dachverbände 

stimmen sich dabei in ihren Arbeitsgruppen mit ihren verschiedenen Regio-

nalmitgliedern und Branchenmitgliedern ab und berücksichtigen die unter-

schiedlichen wirtschaftlichen Interessen, suchen nach mehrheitsfähigen Lö-

sungen über alle Branchen und Regionen hinweg und erarbeiten dadurch 

konsolidierte Positionen. Die Staatsleitung kann sich somit auf die Eingaben 

der Dachverbände verlassen, da die verschiedenen Branchen und Regionen 

in den Eingaben ausreichend berücksichtigt werden. Die Staatsleitung läuft 

dadurch weniger Gefahr, in ihren Entscheidungen einen Wirtschaftszweig 

bzw. eine Wirtschaftsregion gegen eine andere auszuspielen. Bei zahlrei-

chen Einzeleingaben oder Einzelkonsultationen aller Wirtschaftszweige und -

regionen wäre die vollumfängliche Berücksichtigung nicht im gleichen Aus-

mass gewährleistet, weshalb die Eingaben der Wirtschaftsdachverbände ei-

ne erhöhte Bedeutung gegenüber Einzelpositionierungen bzw. Partikularinte-

ressen geniessen. 

Interessensgruppen haben selbstverständlich aber auch ein starkes Interes-

se daran, aktiv an der Gestaltung der Staatsleitung mitzuwirken und in die-

sem Sinne wie die übrigen Interessenvertreter (z.B. Einzelunternehmen) als 

Lobbyisten tätig zu sein. 

 

These 3: Lobbyismus ist ein Wesenselement der Politik und für diese 

unverzichtbar. Es ist die Kunst, Mehrheiten für ein Anliegen zu schaffen 

und die Staatsleitung damit handlungsfähig zu machen. 

Neben den dargelegten Mitgestaltungsmöglichkeiten zählt insbesondere das 

Lobbying (bzw. Lobbyarbeit) als zentrale Einflussnahme auf die Staatslei-

tung. Das Ziel aller Interessensvertreter bzw. von Lobbying ist es, die Staats-

leitung zu einer Handlung im Sinne der eigenen Interessen zu bewegen. Der 

Begriff Lobbying bzw. Lobbyismus wird dabei vielfach negativ konnotiert, 

obschon Lobbying ein untrennbares Wesenselement der Politik darstellt. Bei 

näherer Betrachtung sind nämlich auch Abgeordnete im Parlament sowie die 

Mitglieder des Bundesrats «Lobbyisten». Denn eine funktionale Staatslei-
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tung, sei es im Bundesrat oder im Parlament, erfordert stets eine Mehrheit 

der Stimmen. Gelingt es niemandem, die erforderlichen Mehrheiten zu orga-

nisieren, ist die Staatsleitung de facto handlungsunfähig. Mitglieder auf Re-

gierungsebene einerseits und Abgeordnete im Parlament andererseits müs-

sen mindestens die Hälfte ihres Gremiums von ihren «Interessen» bzw. Vor-

stössen überzeugen, um ihren eigenen Anliegen zum Durchbruch zu verhel-

fen. Lobbying ist also mit anderen Worten die Kunst, Mehrheiten für ein An-

liegen zu schaffen, da nur ein Mehrheitsentscheid die Staatsleitung über-

haupt effektiv ermöglicht. Die Mehrheitsbeschaffung ist sehr anspruchsvoll, 

weil die einzelnen Abgeordneten darum bemüht sind, jeweils ihren eigenen 

Positionen, für welche sie gewählt wurden, zum Durchbruch zu verhelfen. 

Zudem werden in den Ratssitzungen sehr viele politische Geschäfte gleich-

zeitig behandelt, wofür vielfach fundierte Sachkenntnisse erforderlich sind. 

Damit Abgeordnete und Regierungsmitglieder in allen Geschäften ihre Ziele 

erreichen können, suchen sie Kooperationen. An dieser Stelle kommen Inte-

ressensvertreter ins Spiel. Sie unterstützen – soweit sich ihre Interessen de-

cken – insbesondere die Abgeordneten bei der Beschaffung der erforderli-

chen Mehrheiten. 

Eine zentrale Unterstützungsart ist die Organisation eines (überparteilichen) 

Netzwerks von politisch Gleichgesinnten, damit die Abgeordneten sich für die 

Abstimmung koordinieren können. Ebenfalls zentral ist das Zurverfügungstel-

len von Informationen, da ansonsten für die einzelnen Abgeordneten die par-

lamentarische Arbeit aufgrund der zahlreichen, teilweise sehr komplexen 

Sachgeschäfte gar nicht mehr ordnungsgemäss zu bewältigen wäre. Abge-

ordnete greifen daher in den einzelnen Sachgeschäften auf Experten zurück, 

um mit geeigneten Informationen die Wählerschaft und andere Abgeordnete 

von der «Richtigkeit» ihrer Anliegen zu überzeugen. Die Mehrheitsbeschaf-

fung gelingt sodann auch nur, wenn möglichst viele Interessen berücksichtigt 

werden können. Je grösser die berücksichtigten Interessengruppen, desto 

tragfähiger sind die erarbeiteten Lösungen; insbesondere auch in der breiten 

Bevölkerung. Zudem kann so eine funktionale Politik – namentlich unter Be-

rücksichtigung von Umsetzungsproblemen und bestehenden gesetzlichen 

Vorgaben – verfolgt und unpraktikable politische Vorstösse vermieden wer-

den. Die eigentliche Arbeit für Interessensvertreter liegt somit darin, mit 

13 



 

Netzwerk und Informationen gemeinsame Ziele zu finden, daraus mögliche 

Kompromisse und Synergien abzuleiten und ein tragbares Konzept, über die 

unterschiedlichen Interessenlager hinweg, zu erarbeiten, damit letztlich die 

Mehrheitsbeschaffung gelingt. 

Schliesslich ist auch die finanzielle Unterstützung durch die Interessenvertre-

ter von grosser Bedeutung, da die politische Arbeit mit hohen Kosten ver-

bunden ist. Ein grosser Kostenpunkt sind Kampagnen bei Volksabstimmun-

gen und Wahlen. In Volksabstimmungen müssen die beiden entgegenge-

setzten Interessenlager die Bevölkerung jeweils mobilisieren und von ihren 

Argumenten überzeugen, was mit sehr hohen Kosten verbunden sein kann. 

Neben den Wahl- und Abstimmungskampagnen ist natürlich auch die finan-

zielle Unterstützung der einzelnen Abgeordneten zu nennen. Selbstredend 

werden die Interessenvertreter insbesondere Abgeordnete mit ähnlichen In-

teressen und Zielen unterstützen. Die Gefahr, dass Abgeordnete «gekauft» 

werden und es damit zu einer unerwünschten Ausprägung des Lobbyismus 

kommt, ist insoweit gebannt, als in unserem Staatssystem mit Initiativen und 

Referenden die Staatsleitung – also Regierung und Parlament – übersteuert 

werden kann und «falsche» politische Entscheide korrigiert werden können. 

Zusammenfassend lässt sich anhand der bisherigen Ausführungen festhal-

ten, dass das schweizerische Politsystem auf eine umfassende Kooperation 

ausgerichtet ist, welche alle relevanten politischen Kräfte in die Entschei-

dungsfindung einzubinden versucht, um den grösstmöglichen Konsens zu 

erreichen sowie die politische Stabilität zu gewährleisten (Konkordanzprin-

zip), um dadurch letztlich die Staatsleitung funktional zu halten. 

 

These 4: Sozialpartner werden aufgrund ihrer hohen Legitimation in der 

Bevölkerung partiell in die Staatsleitung einbezogen. 

Die Staatsleitung wird gemeinhin der Regierung und dem Parlament – und in 

der Schweiz dem Volk – zugeschrieben. Diese Aufzählung ist insofern un-

vollständig, als dass die Rechtsordnung im Gebiet der Arbeitsbeziehungen 

die sogenannten Sozialpartner in die Staatsleitung miteinbezieht. Sozialpart-

ner sind auf der einen Seite die Arbeitgeber (Betriebe bzw. Verbände mit Un-

ternehmen als Mitglieder) und auf der anderen Seite die Arbeitnehmenden 
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(Arbeitnehmerverbände bzw. Gewerkschaften). Es handelt sich um zwei Inte-

ressengruppen mit gegensätzlichen Zielen im Arbeitsverhältnis. Zugleich 

stellen sie aber auch eine Interessensgemeinschaft dar, da beide Interes-

sengruppen an der Wirtschaftlichkeit der Unternehmen – und damit an der 

Sicherung von Arbeitsplätzen – interessiert sind. Die einmalige Sonderstel-

lung der Sozialpartner im politischen System hat im Wesentlichen zwei 

Rechtfertigungen: 

1. Grundsatz der Selbstbestimmung vor Fremdbestimmung: Wel-

che Massnahmen zur Sicherung der Existenz von Mitarbeitenden 

einerseits und Unternehmen andererseits notwendig sind, können 

Arbeitnehmende und Arbeitgeber als Direktbetroffene – da diese 

die regional-, branchen- und berufsspezifischen Gegebenheiten 

besser kennen – besser beurteilen als der Staat oder andere Ex-

terne. Arbeitgeber und Arbeitnehmende müssen sich hierfür aber 

auf Augenhöhe begegnen, damit faire sozialpartnerschaftliche Lö-

sungen ausgehandelt werden können. Dies erfolgt durch die orga-

nisierte Gruppenmacht in Arbeitsverbänden7. Das Kollektivarbeits-

recht räumt den Arbeitsverbänden sodann die Kompetenz ein, ge-

setzesähnliche Regelungen für ihre Mitglieder festzulegen. Arbeit-

geber und Arbeitnehmende können wiederum durch ihre Mitglied-

schaft in den Arbeitsverbänden die Regelungen mitgestalten. 

Dadurch wird den betroffenen Bevölkerungsteilen ermöglicht, ei-

genverantwortlich für sich selber zu sorgen. Der Staat wird nur in 

ergebnislosen Pattsituationen beigezogen, oder wenn sozialpart-

nerschaftlich ausgehandelte Lohn- und Arbeitsbedingungen auf 

weitere (nichtorganisierte) Bevölkerungsteile ausgeweitet werden 

2. Die Notwendigkeit einer möglichst differenzierten und flexiblen 

Regelung: Je nach Branche, Beruf oder Region bestehen andere 

Bedürfnisse und Notwendigkeiten, was ein möglichst differenzier-

tes Regelwerk erfordert. Eine für alle Situationen einheitliche Lö-

 
7 Bekannte Arbeitsverbände sind Arbeitgeberverbände (z.B. Swissmem/ASM, Schweizeri-

scher Baumeisterverband, Arbeitgeber Banken) und Arbeitnehmerverbände bzw. Gewerk-

schaften (z.B. Unia, Syndicom, Syna, Hotel & Gastro Union, transfair, Angestellte Schweiz, 

Kaufmännischer Verband Schweiz).  



 

sung wäre nicht sachgerecht: Beispielsweise ist das Bedürfnis der 

Arbeitnehmenden in der Finanzbranche nach flexiblen Arbeitszei-

ten gross.8 Die zeitliche Flexibilität in der Baubranche ist dagegen 

kaum realisierbar. Stattdessen besteht in der Baubranche aufgrund 

der beschwerlichen Arbeit vielmehr das Bedürfnis nach einer vor-

zeitigen Pensionierung.9 Zudem ist auch eine möglichst flexible 

Regelung notwendig, da Betriebe sich stets nach den aktuellen 

Bedürfnissen der Konsumenten richten müssen, um Umsatz zu 

generieren und ihr wirtschaftliches Überleben sicherstellen zu kön-

nen. Ausserdem können äussere Gegebenheiten10 die wirtschaftli-

chen Rahmenbedingungen verändern und Anpassungen der Re-

gelungen erfordern. Die betriebliche Existenz kann durch eine 

Selbstregulierung wesentlich schneller sichergestellt werden, statt 

wenn der langwierige politische Weg beschritten werden muss. 

Das Kollektivarbeitsrecht ermöglicht dabei maximale bedürfnisge-

rechte Flexibilität für Arbeitnehmende und Betriebe. 

Die weitestgehende Kompetenz steht den Sozialpartnern im Gebiet des Ar-

beitsvertragsrechts zu, indem dieser Sozialschutz11 weitgehend den Priva-

ten überlassen und lediglich Mindestschutzbestimmungen (Art. 319 ff. OR12) 

festgehalten wurden. Die Rechtsordnung (Art. 28 BV13, Art. 356 ff. OR, 

AVEG14) sieht dabei vor, dass sich Arbeitnehmende und Arbeitgeber durch 

Gruppenmacht auf Augenhöhe begegnen und die notwendigen Lohn- und 

Arbeitsbedingungen mit den Mitteln des Arbeitskampfes festlegen können. 

 
8 Vgl. für die Bankbranche: VAZ Banken https://cdn.prod.website-

files.com/63f77b62f0889f7da8a400b7/646c7a6086ee4537c5e39ff8_AGB_VAZ_2023_D.pdf  
9 GAV FAR (Willkommen bei der Stiftung für den flexiblen Altersrücktritt im Bauhauptgewer-

be - Stiftung FAR). 
10 So etwa der Zusatzzoll der USA von 39% 

(news.admin.ch/de/newnsb/Yw4HktwZKuGFzC3aG32OQ). 
11 Der Gesundheitsschutz (inkl. Höchstarbeitszeiten, Arbeitsverbote etc.) und die Arbeitssi-

cherheit sind im Arbeitsgesetz, im Umfallversicherungsgesetz und in deren Ausführungsver-

ordnungen geregelt. In diesen Bereichen haben die Sozialpartner lediglich ein Anhörungs-

recht (vgl. 43 ArG). 
12 Bundesgesetz vom 30. März 1911 betreffend die Ergänzung des Schweizerischen Zivilge-

setzbuches (Fünfter Teil: Obligationenrecht; SR 220). 
13 Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999 (SR 101). 
14 Bundesgesetz vom 28. September 1956 über die Allgemeinverbindlicherklärung von Ge-

samtarbeitsverträgen (SR 221.215.311). 
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Einigen sich die beiden (Kollektiv-)Parteien im Gebiet des Arbeitsrechts auf 

bestimmte Regelungen, finden diese Eingang in einem sogenannten Ge-

samtarbeitsvertrag (GAV).15 Diese GAV-Regelungen sind sodann zwingen-

de Bestimmungen, die für die Mitglieder der beteiligten Arbeitgeber- und Ar-

beitnehmerverbände verbindlich sind. Diese haben wie staatliche Regelun-

gen gesetzesähnliche (bzw. normative) Wirkung.16 In der Lehre wird von ei-

ner staatlichen Delegation der Gesetzgebungsmacht an die GAV-Parteien 

oder einem Zugeständnis autonomer Satzungsgewalt der GAV-Parteien ge-

sprochen.17 Der Sozialschutz wird also durch die Sozialpartner realisiert. 

Nebst Bestimmungen zu Lohn- und Arbeitsbedingungen kann ein GAV sogar 

eine paritätisch besetzte Kommission für die Arbeitsmarktkontrolle einsetzen. 

Dieser Kommission kann es gestattet werden, bei Verfehlungen eines Be-

triebes (z.B. Nichteinhaltung von Lohn- und Arbeitsbedingungen) Quasi-

«Bussen» in Form von Konventionalstrafen auszusprechen. Ergänzend ist zu 

erwähnen, dass unter Einbezug des Staates mittels Allgemeinverbindlicher-

klärung (AVEG) oder mittels Normalarbeitsverträgen mit zwingenden Min-

destlöhnen (Art. 360a ff. OR) der Sozialschutz auch auf weitere Arbeitgeber 

und Arbeitnehmende ausgeweitet werden kann, welche trotz Notwendigkeit 

ansonsten nicht von den Regelungen eines GAV profitieren würden. 

Im Bereich der Sozialversicherungen nehmen die Sozialpartner ebenfalls 

zentrale Rollen wahr, soweit der entsprechende Sozialversicherungszweig 

massgeblich durch die Arbeitgeber und Arbeitnehmenden finanziert wird. Die 

Sozialpartner werden dabei in die operative Umsetzung einbezogen und 

üben geschäftsführende Tätigkeiten aus. So hat der Schweizerische Arbeit-

geberverband etwa beispielsweise das Vizepräsidium beim Suva-Rat und 

beim Suva-Ratsausschuss inne oder ist Mitglied des Stiftungsrats- und Anla-

geausschusses der BVG-Auffangeinrichtung. Bei Compenswiss – Aus-

gleichsfonds AHV/IV/EO – hat der Schweizerische Arbeitgeberverband im 

Verwaltungsrat und Verwaltungsratsausschuss Einsitz. Ebenfalls ist er in der 

 
15 VISCHER FRANK/ALBRECHT ANDREAS, Zürcher Kommentar, Der Arbeitsvertrag, Art. 356-

360f OR, Zürich 2006, Art. 356 Rz. 12 ff.; zum geschichtlichen Hintergrund: VI-

SCHER/ALBRECHT (Fn. 15), Vorbemerkungen zu Art. 356–358, Rz. 30 ff. 
16 STREIFF ULLIN/VON KAENEL ADRIAN/RUDOLPH ROGER, Arbeitsvertrag, Praxiskommentar, 7. 

Aufl., Zürich 2012, Art. 319-362 OR, Art. 356 N 7; STÖCKLI/MÜLLER/MADUZ (Fn. 1), Art. 357 

Rz. 2; vgl. auch VISCHER/ALBRECHT (Fn. 15), Art. 356 Rz. 9 und 69. 
17 VISCHER/ALBRECHT (Fn. 15), Art. 356 Rz. 10. 
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UVG-Ersatzkasse im Stiftungsrat vertreten. Der Schweizerische Arbeitgeber-

verband als Dachverband aller Arbeitgeber kann dadurch zentrale Aufsichts- 

und Mitbestimmungsfunktionen in nationalen sozialpolitischen Angelegenhei-

ten wahrnehmen. 

Des Weiteren sind die Sozialpartner auch im Berufsbildungsbereich an der 

Staatsleitung beteiligt. So hält Art. 1 BBG18 explizit fest, dass die Berufsbil-

dung eine gemeinsame Aufgabe von Bund, Kantonen und Organisationen 

der Arbeitswelt (Sozialpartner, Berufsverbände, andere zuständige Organisa-

tionen und andere Anbieter der Berufsbildung) sei, welche insbesondere ein 

genügendes Angebot im Bereich der Berufsbildung anstreben. Die Berufsbil-

dung ermöglicht insbesondere auch eine verbesserte Integration in die Ar-

beitswelt. Sie steht im Gegensatz zur allgemeinen Bildung, wo die berufli-

chen Fähigkeiten der Arbeitnehmenden für Arbeitgeber nicht gleich transpa-

rent sind. 

Schliesslich werden werden die Sozialpartner gelegentlich auch mit der Ge-

setzesausarbeitung beauftragt. Jüngstes Beispiel ist der Sozialpartnerkom-

promiss zur Reform der beruflichen Vorsorge, welcher jedoch im Parlament 

keinen Anklang fand und entsprechend verworfen wurde.19 Eine gelungene 

Revision unter Einbezug der Sozialpartner war die Änderung des Bundesge-

setzes über die Unfallversicherung.20 

Fazit: Die Sozialpartner unterscheiden sich von anderen Lobbyisten, da sie 

aufgrund ihres Direktmandats der betroffenen Bevölkerung eine Sonderstel-

lung in der Politik geniessen und in bestimmten Bereichen institutionell in die 

Staatsleitung eingebunden sind. Hintergrund hiervon ist, dass die Sozialpart-

ner die relevanten Interessen in ihren Bereichen besser berücksichtigen kön-

nen als die herkömmliche Staatsleitung. 

 
18 Bundesgesetz vom 13. Dezember 2002 über die Berufsbildung (SR 412.10). 
19 Curia Vista-Geschäftsnummer 20.089 Geschäft des Bundesrates; vgl. auch BBl 2020 

9809. 
20 Curia Vista-Geschäftsnummer 08.047 Geschäft des Bundesrates. 
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These 5: Der drohende Bedeutungsrückgang der Sozialpartnerschaft 

aufgrund gesellschaftlicher Entwicklungen wird mit einer Kompetenz-

rückverlagerung zum Staat aufgefangen. 

Die Bedeutung der Sozialpartner und ihre Rolle in der Staatsleitung ist histo-

risch gewachsen und in der Rechtsordnung, wie aufgezeigt, fest verankert. 

Die Gesellschaft und ihre Wertevorstellungen entwickeln sich jedoch stets 

weiter, sodass auch die bestehende Rechtsordnung grösseren Änderungen 

unterworfen sein kann. Der gesellschaftliche Wandel zeigt sich dabei meist in 

verschiedenen Ausprägungen. Jene Ausprägungen mit dem grössten Ein-

flusspotenzial auf die Gesellschaft werden gemeinhin als «Megatrends»21 

bezeichnet. Von den aktuell thematisierten Megatrends beeinflussen insbe-

sondere die Individualisierung und die Globalisierung die Sozialpartnerschaft 

in ihren Grundfesten. Es ist daher essentiell, dieser bewährten Errungen-

schaft Sorge zu tragen. 

Den grössten Einfluss von den Megatrends auf die Sozialpartnerschaft hat 

zweifelsohne die Individualisierung, welche in erster Linie die Arbeitneh-

merseite betrifft. Arbeitnehmende können zunehmend ihre individuellen Ziele 

ausserhalb von Kollektiven verfolgen und formulieren ihre eigenen Ansprü-

che gegenüber ihren Arbeitgebern. Auf der anderen Seite führt der demogra-

fiebedingte Fachkräftemangel dazu, dass sich Arbeitnehmende in einer ge-

wissen «Vormachtstellung» befinden, weshalb sie je länger je weniger zur 

Geltendmachung ihrer Interessen auf ein Kollektiv angewiesen sind. Arbeit-

geber müssen dabei bereits im Vorfeld die individuellen Bedürfnisse der Ar-

beitnehmenden berücksichtigen, um die gewünschten Fachkräfte zu erhal-

ten. Aufgrund dieser Machtverschiebung sind Arbeitnehmende – wie soeben 

erwähnt – nicht mehr auf einen kollektiven Zusammenschluss in einem Ar-

beitnehmerverband bzw. einer Gewerkschaft angewiesen, um ihre Interes-

sen gegenüber Arbeitgebern durchzusetzen. Die Folge ist der zunehmende 

Rückgang der Repräsentativität von Arbeitnehmerverbänden bzw. Gewerk-

 
21 Vgl. etwa Polynomics, Megatrends und Zukunftsbilder, Auftragsstudie (20180518-

Arbeitgeberpolitik-Megatrends-und-Zukunftsbilder.pdf) 
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https://cdn.arbeitgeber.ch/production/uploads/2018/06/20180518-Arbeitgeberpolitik-Megatrends-und-Zukunftsbilder.pdf


 

schaften.22 Der Anteil der nichtorganisierten Arbeitnehmenden steigt erheb-

lich, sodass die nichtorganisierten Arbeitnehmenden durch die Nicht-

Beteiligung in den Arbeitnehmerverbänden ihre Stimme zur Mitgestaltung im 

Sozialschutzbereich verlieren. In der Konsequenz sinkt die Legitimität der 

Arbeitnehmerverbände bzw. Gewerkschaften. 

Arbeitgeber – genauer Arbeitgeberverbände – spüren demgegenüber den 

starken Druck der Globalisierung. Einzelfirmen sind durch die Globalisie-

rung viel weniger ortsgebunden. Sie können ihren Produktions- und Dienst-

leistungsstandort frei nach ihren Präferenzen wählen und sich in einem Land 

mit den besten Rahmenbedingungen bzw. Standortvorteilen (geringe Steu-

ern, funktionierende Verwaltung, gutes und «kostengünstiges» Personal etc.) 

niederlassen. Die internationale Mobilität wird zudem durch den Megatrend 

Digitalisierung vereinfacht und beschleunigt. Die Konsequenz davon ist, dass 

die Arbeitgeberpolitik für Einzelfirmen zunehmend uninteressant wird und der 

Fokus sich auf die Standortpolitik verlagert. Denn aus einer rein betriebs-

wirtschaftlichen Sicht können die Themen Arbeitsmarktpolitik, Sozialpolitik 

und Bildungspolitik auch alleinig durch den Staat bewältigt werden. Das En-

gagement der Arbeitgeber ist mit anderen Worten nicht zwingend erforderlich 

und ein funktionierender Arbeitsmarkt wäre lediglich als einer von vielen 

Standortvorteilen anzusehen. Diese reine Standortpolitik würde die Arbeit-

nehmenden indessen zur blossen «Ressource» in einem Land degradieren. 

Daher nehmen zahlreiche ortsansässige Betriebe, organisiert in Branchen- 

und Regionalverbänden, ihre soziale Verantwortung – trotz des wandelnden 

Umfelds – weiterhin wahr und setzen sich aktiv mit der Arbeitgeberpolitik 

auseinander, wodurch die Repräsentativität der Arbeitgeber auch im aktuel-

len Umfeld noch gewahrt ist. 

Eine funktionierende Sozialpartnerschaft erfordert aber zwingend eine starke 

Repräsentativität beider Sozialpartner. Der zunehmende Mitgliederschwund 

der Arbeitnehmervertretungen bzw. Gewerkschaften setzt somit die Bedeu-

tung der Sozialpartnerschaft unter Druck, was die partielle Beteiligung der 

Sozialpartner an die Staatsleitung insgesamt in Frage stellt. Überra-

 
22 Insbesondere in einer relativen Betrachtung der steigenden Zahl der Arbeitnehmenden 

verharren die Zahlen der Gewerkschaftsmitglieder auf tiefem Niveau: Bundesamt für Statis-

tik, Gewerkschaften | Bundesamt für Statistik - BFS.  
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schenderweise hat nun nicht etwa die klassische Staatsleitung, sondern das 

Bundesgericht einer partiellen Kompetenzrückverlagerung von den Sozial-

partnern an die klassische Staatsleitung Vorschub geleistet, indem es die 

Kantone für die Existenzsicherung als zuständig erklärt hat.23 Die Rechtsord-

nung weist an sich die Mindestlohnregelung den Sozialpartnern zu und ein 

staatlicher Mindestlohn durfte bis anhin nur unter Mitentscheidung der Sozi-

alpartner festgelegt werden.24 Das Bundesgericht setzte sich nun aber dar-

über hinweg und fällte einen gegenläufigen Entscheid. Staatspolitisch ist dies 

insofern unglücklich, als dadurch eine grundlegende politische Debatte nie 

stattfinden konnte und dem Volk in dieser Angelegenheit die Referendums-

möglichkeit entzogen wurde. Denn trotz der drastisch gesunkenen Repräsen-

tanz der Arbeitnehmenden sprechen weiterhin gute Gründe für die partielle 

Beteiligung der Sozialpartner an der Staatsleitung: 

- In erster Linie ist bei der Sozialpartnerschaft nach wie vor die grössere 

Sachnähe zu verordnen. Es ist möglich, dass im Parlament jene Per-

sonen, die betroffen sind, durch die gewählten Abgeordneten gar nicht 

repräsentiert und entsprechende Positionen in der Entscheidungs-

grundlage gar nicht berücksichtigt werden. So können nun Tätigkeiten, 

welche aufgrund ihrer mangelnden Rentabilität unter dem staatlichen 

Mindestlohn liegen würden, in der Schweiz nicht mehr angeboten 

werden. 

- Anstelle einer Kompetenzrückverlagerung an den Staat, wäre als mil-

deres Mittel eine Stärkung der Kontroll- und Schutzmechanismen 

denkbar gewesen, welche den regionalen und eidgenössischen tripar-

titen Kommissionen zusätzliche Kompetenzen hätte einräumen kön-

nen. So hätte auch die Existenzsicherung von Kleinbetrieben weiterhin 

berücksichtigt werden können. 

 

 
23 Bundesgerichtsentscheid: BGE 143 I 403. 
24 So spricht der Titel (bzw. Marginale) im Gesetz in den Art. 360a ff. OR sogar explizit von 

«Mindestlöhne». Nach dieser Regelung überwachen die sogenannten tripartiten Kommissio-

nen (zusammengesetzt aus Staat, Arbeitnehmerverbänden und Arbeitgeberverbänden) den 

Arbeitsmarkt und im Bedarfsfall können diese Kommissionen den Erlass von zwingenden 

Mindestlöhnen beantragen. Eingehend dazu: STÖCKLI/MÜLLER/MADUZ (Fn. 1), Art. 360a 

Rz. 14 ff.; vgl. auch STÖCKLI/MÜLLER/MADUZ (Fn. 1), AVEG Rz. 129. 



 

Aufgrund einer in diesem Bereich (bisher) ausgebliebenen Debatte über die 

Rolle der Sozialpartner wurde auch die Chance verpasst, die Sozialpartner-

schaft als Ganzes an die modernen Gegebenheiten anzupassen. Mit dem 

Entzug der Regelungskompetenz der Sozialpartner im Bereich existenzsi-

chernder Löhne wird das betriebliche Interesse an einer Arbeitgeberpolitik 

weiter in den Hintergrund rücken, da Mindestlohnregelungen einen der ele-

mentarsten Bestandteile sozialpartnerschaftlicher Verhandlungen darstellen. 

Aktuell befasst sich auch das Parlament mit einem Teilbereich dieser Thema-

tik.25 Dabei wäre wünschenswert, dass in diesem Zuge auch die Rolle der 

Sozialpartnerschaft generell geklärt werden könnte. Die Vorteile einer funkti-

onierenden Sozialpartnerschaft dürften zwar unbestritten sein. Es wird sich 

aber zeigen müssen, inwiefern die Sozialpartnerschaft auch in der Zukunft 

vor dem Hintergrund veränderter Rahmenbedingungen ihre Bedeutung bei-

behält. 

 
25 Curia Vista-Geschäftsnummer 20.4738 Mo. Ettlin. Sozialpartnerschaft vor umstrittenen 

Eingriffen schützen. 
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